
Überdies ist an dieser Stelle auf die wichtigen Arbeiten zu verweisen, die zur Zeit von der „Financial action
task force on money laundering (FATF) (5)“ durchgeführt werden. Diese Gruppe handelt auf der Grundlage
eines Mandats der G7, dem zufolge diejenigen Länder und Gebiete zu ermitteln sind (ob nun „offshore“
oder „onshore“ und zu denen möglicherweise auch die FATF-Mitglieder selbst zählen), die eine ungenü-
gende Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen Bekämpfung der Geldwäsche anbieten. Im
Rahmen dieser Arbeiten werden international auch alle bedeutenden Finanzzentren anhand einer Reihe
von Kriterien geprüft (zu denen auch ein übermäßig geschütztes Bankgeheimnis gehört). Im Juni 2000 will
die FATF eine Liste mit den Namen dieser Länder und Gebiete veröffentlichen.

(1) ABl. L 166 vom 28.6.1991.
(2) KOM(95) 54 endg. und KOM(98) 401 endg.
(3) KOM(1999) 352 endg.
(4) ABl. C 251 vom 15.8.1997.
(5) Bei der FATF handelt es sich um das internationale Organ auf dem Gebiet der Bekämpfung der Geldwäsche. Es

wurde 1989 von der G7 eingesetzt und zählt derzeit 28 Mitglieder, u.a. auch die Kommission und alle
Mitgliedstaaten.

(2000/C 303 E/112) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2811/99

von Cristiana Muscardini (UEN) an die Kommission

(18. Januar 2000)

Betrifft: Gesetzgebungstätigkeit und Regulierung

Die Gesetzgebungstätigkeit der Union sollte nicht verwechselt werden mit der Regelung von Ausführungs-
bestimmungen. Erstere besteht in der Annahme von Rahmengesetzen gemäß den vom Vertrag vorgese-
henen Verfahren. Letztere hingegen modifiziert die Verfahren und bezieht die nationalen Verwaltungen
unmittelbarer ein, um das Parlament, das mehr Zeit auf die Diskussion wichtigerer Probleme verwenden
sollte als auf die Länge von Spargelstangen, den Duft von Lupinen, die Länge von Präservativen oder den
Mechanismus von Nagelpistolen, von übermäßiger und sachfremder Arbeit zu entlasten.

Da das Parlament ein politisches, kein technisches Organ ist, möge die Kommission folgende Fragen
beantworten:

1. Ist sie sich der Diskreditierung der Institutionen in den Augen der Unionsbürger bewußt, wenn die
Presse über von Brüssel auferlegte Regelungen berichtet, bei denen drei oder vier Institutionen mit
Fragen wie den genannten befaßt sind?

2. Teilt sie die Auffassung, wonach der Wille, jedes winzige Detail regeln zu wollen, sehr häufig dazu
führt, Wirtschaftstätigkeiten zum Vorteil von Großunternehmen zu zerstören, die als einzige in der
Lage sind, die Investitionen zu tätigen, die eine Anpassung an die neuen Vorschriften erlauben, wobei
die Bürger in bezug auf die Produktqualität freilich keinerlei Schutz genießen?

3. Ist sie nicht der Auffassung, daß sich viele Gruppen von Bürgern angesichts der genannten Fälle
immer weiter von Europa entfernen, immer weniger an seinen angeblichen Einigungswillen glauben
und Bürokratie und Zentralismus immer stärker kritisieren?

4. Hält sie es nicht für angezeigt, Vorschläge vorzulegen, um diese legislative „Verirrung“ im Rahmen der
vorgesehenen institutionellen Reform zu korrigieren?

Antwort von Herrn Prodi im Namen der Kommission

(20. März 2000)

Die Kommission ist sich der von der Frau Abgeordneten erwähnten Probleme wohl bewußt. Diese
Probleme werden in dem Weißbuch über eine sinnvollere Führungsrolle innerhalb der Union und über
ihre Grenzen hinaus behandelt, das von der Kommission im Jahre 2001 vorgelegt wird.

Die Frau Abgeordnete wird auf die einschlägigen Erklärungen verwiesen, die der Präsident der Kommission
auf der Parlamentstagung vom 15. Februar 2000 zu den strategischen Zielen der Kommission für die
nächsten fünf Jahre abgegeben hat.
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